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Im Focus

BGH: Einsichtnahme des Mieters in für die Betriebskostenabrechnung erhobenen Einzelverbrauchsdaten anderer Nutzer 
Ein Mieter kann im Rahmen der bei einer Betriebskostenabrechnung geschuldeten Belegvorlage vom Vermieter auch die Einsicht-
nahme in die von diesem erhobenen Einzelverbrauchsdaten anderer Nutzer eines gemeinsam versorgten Mietobjekts beanspru-
chen, um sich etwa Klarheit zu verschaffen, ob bei einer verbrauchsabhängigen Abrechnung der Gesamtverbrauchswert mit der
Summe der Verbrauchsdaten der anderen Wohnungen übereinstimmt, ob deren Werte zutreffend sind oder ob sonst Bedenken
gegen die Richtigkeit der Kostenverteilung bestehen. Der Darlegung eines besonderen Interesses an dieser Belegeinsicht bedarf
es nicht. Das hat der BGH mit Urteil vom 07.02.2018 – VIII ZR 189/17 entschieden. Weiter sei ein Mieter zur Leistung von
 Betriebskostennachzahlungen nicht verpflichtet, solange und soweit der Vermieter einem berechtigten Verlangen nach Beleg -
vorlage nicht nachgekommen ist.                                                                                                                                               > DokNr. 18002188

OLG Düsseldorf: Keine vollständige intensive Prüfung von Rechts- und Tatsachenfragen im Eilverfahren 
In einem Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Anordnung hat das OLG Düsseldorf am 30.05.2018 – VI-3 Kart 446/18 (V)
 entschieden, dass im Rahmen einer summarischen Prüfung komplexe Tatsachenfragen oder schwierige Rechtsfragen nicht im Eil-
verfahren geklärt werden können, wenn dies nur durch ein aufwendiges Studium der Verfahrens- und Verwaltungsvorgänge sowie
Recherche von Rechtsprechung und Literatur und ggf. auch umfangreiche Anhörung und Beweisaufnahme erfolgen kann. Solche
Tatsachen- und Rechtsfragen können im Rahmen und in den Grenzen eines Eilverfahrens bereits aufgrund der Natur der Sache,
die im Eilverfahren eine beschleunigte Behandlung erfordert, nicht gewürdigt werden. 
Im Eilverfahren gem. § 77 Abs. 3 S. 4 EnWG hätte die Anlegung desselben Prüfungsmaßstabes wie im Hauptsacheverfahren, der
zu einer ebenso intensiven Prüfung und Befassung mit den aufgeworfenen Rechts- und Tatsachenfragen im Verfahren auf Erlass
einer einstweiligen Anordnung führen würde, faktisch die Durchführung eines vorgelagerten, weiteren Beschwerdeverfahrens zur
Folge. Eine vollständige zweifache Würdigung des Sach- und Streitstoffes sieht die Rechtsschutzsystematik des EnWG indes nicht
vor und sie ist auch nicht verfassungsrechtlich zur Gewährleistung eines umfassenden Rechtsschutzes geboten. Die Bewertung
komplexer Tatsachen- sowie schwieriger Rechtsfragen müsse bei nur summarischer Prüfung ergebnisoffen bleiben.
In der Sache ging es um die Erstellung und Umsetzung eines die Bedürfnisse der Eisenbahnverkehrsunternehmen berücksichti-
gendes Netzzugangsmodell mit dem Ziel der Öffnung des Bahnstromnetzes.                                                             > DokNr. 18002189

OLG Düsseldorf: Bei der Ausschreibung von Sekundärregelung und Minutenreserve ist die Festlegung eines Mischpreis -
verfahrens aus Leistungspreis und gewichtetem Arbeitspreis durch BNetzA zulässig
Der von der Bundesnetzagentur gewählte Ansatz eines Zuschlagsmechanismus in Form eines Mischpreisverfahrens aus Leis-
tungspreis und gewichtetem Arbeitspreis zur Vermeidung außergewöhnlich hoher Ausgleichsenergiekosten ist zulässig. Das hat
das OLG Düsseldorf im Rahmen eines Eilverfahrens am 11.07.2018 - VI-3 Kart 806-18 festgestellt. Danach hat sich die Bundes-
netzagentur im Rahmen des durch § 27 Abs. 1 Nr. 2 StromNZV eröffneten Aufgreif- und Ausgestaltungsermessens gehalten zur
Frage, welche Änderung des bislang etablierten Zuschlagsmechanismus geboten ist, um Missbrauchsmöglichkeiten und erhöhte
Energiepreise weitestgehend auszuschließen und eine effiziente und kostenbasierte Regelenergiebeschaffung zu etablieren, § 77
Abs. 3 S. 4 i.V.m. S. 1 EnWG. 
Im Hinblick auf die angeordnete Umsetzungsfrist (8 Wochen) bestünden jedoch ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit. Die Um-
setzungsfrist orientiert sich zum einen an dem Interesse der Marktteilnehmer, sich auf die veränderten Bedingungen einzustellen,
und zum anderen an dem Interesse der Bilanzkreisverantwortlichen an einer möglichst kurzen Umsetzungsfrist. Hier fehle es in
diesem Zielkonflikt an einer vollständigen und zutreffenden Sachverhaltsermittlung als auch an einer zureichenden inhaltlichen
Auseinandersetzung mit der Interessenlage von Anbietern mit Anlagenpools.                                                            > DokNr. 18002190
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